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ANHANG 7 - GOL-Aufruf Nr. 1
Information über die Mitteilung und Verarbeitung von Daten und die Veröffentlichung von als nicht sensibel eingestuften Elementen auf institutionellen und öffentlich einsehbaren Websites
Erklärung über die Kenntnisnahme
CUP B51D22000530006

1. Gegenstand der Verarbeitung 
Gemäß der Verordnung (EU) 2016/679 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 27. April 2016 betreffend die europäischen Rechtsvorschriften für den Schutz natürlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten und zum freien Datenverkehr (General Data Protection Regulation - GDPR, im Folgenden "Verordnung") und in Übereinstimmung mit dem Gesetzesdekret Nr. 196 vom 30. Juni 2003, geändert durch das Gesetzesdekret vom 10. August 2018, Nr. 101, beschreibt das vorliegende Dokument die Modalitäten der Verarbeitung personenbezogener Daten von Personen, die in verschiedenen Funktionen an den im Rahmen des Nationalen Aufbau- und Resilienzplans finanzierten Initiativen sowie an allen damit verbundenen Aktivitäten beteiligt und/oder interessiert sind, einschließlich der Interaktion mit den Überwachungsinformationssystemen (ReGiS IT-System, das vom Zentralen Dienst für den PNRR bereitgestellt wird oder andere lokalen Informationssysteme für den elektronischen Datenaustausch) und der Veröffentlichung der als nicht sensibel eingestuften Elemente auf den institutionellen und öffentlich einsehbaren Websites.
Die Verarbeitung personenbezogener Daten erfolgt unter Wahrung der Menschenwürde, der Grundrechte und der Grundfreiheiten des Einzelnen.
	Einschlägige Rechtsvorschriften
· Bestimmungen der Verordnung (EU) 2021/241 (Aufbau- und Resilienzfazilität (RRF)); 
· GESETZ Nr. 108 vom 29. Juli 2021 Umwandlung in ein Gesetz, mit Änderungen, des Gesetzesdekrets Nr. 77 vom 31. Mai 2021 über die „Governance des nationalen Aufbau- und Resilienzplans und erste Maßnahmen zur Stärkung der Verwaltungsstrukturen und zur Beschleunigung und Straffung der Verfahren". 
· Datenschutzgesetz (Gesetzesdekret Nr. 196/2003), koordiniert und aktualisiert, zuletzt mit den Änderungen durch das Gesetz Nr. 160 vom 27. Dezember 2019, das Gesetzesdekret Nr. 53 vom 14. Juni 2019, das Ministerialdekret vom 15. März 2019 und durch das Dekret zur Anpassung Gesetzesdekret Nr. 101 vom 10. August 2018 an die Bestimmungen der Verordnung (EU) 2016/679 (General Data Protection Regulation, sog. GDPR Privacy);  
· Gesetzesvertretendes Dekret Nr. 97 vom 25. Mai 2016, Überarbeitung und Vereinfachung der Bestimmungen zur Korruptionsprävention, Öffentlichkeit und Transparenz, Korrektur des Gesetzes Nr. 190 vom 6. November 2012 und des Gesetzesvertretenden Dekretes Nr. 33 vom 14. März 2013, gemäß Artikel 7 des Gesetzes Nr. 124 vom 7. August 2015 über die Reorganisation der öffentlichen Verwaltungen.


 
2. Zweck der Verarbeitung 
Die personenbezogenen Daten, die auch durch das Ausfüllen und die Übermittlung von Formularen übermittelt werden, werden verarbeitet, um die Anfragen der Interessenten zu beantworten, ein Verwaltungsverfahren in Gang zu setzen (in diesem Fall wird der Zweck während der gesamten Verwaltungsphase des Verfahrens für den Zugang zu den Begünstigungen verfolgt, einschließlich der internen  Verfahrensphase, der Verfahrensphase, der Ermittlungsphase und der Auszahlungsphase der Begünstigungen) sowie um etwaige rechtliche, buchhalterische und steuerliche Verpflichtungen zu erfüllen. 
Mitteilung von Daten im Rahmen von PNRR-Initiativen 
Unter Einhaltung der Bestimmungen der Fazilität für Aufbau und Resilienz (RRF) und des Gesetzesdekretes Nr. 77 vom 31. Mai 2021, umgewandelt in Gesetz Nr. 108 vom 29. Juli 2021:  
- ist der Projektträger mit der Durchführung der einzelnen im Rahmen des PNRR finanzierten Projekte betraut. Der Projektträger ist verantwortlich für den Start, die Durchführung und die Funktionalität der einzelnen Interventionen, die Ordnungsmäßigkeit der Verfahren und der Ausgaben, die über PNRR-Mittel abgerechnet werden, sowie für die Überwachung der Erreichung der Werte, die für die auf ihre Projekte bezogenen Indikatoren festgelegt wurden;  
- Die für die Interventionen zuständige Zentralverwaltung sorgt über die zuständigen Stellen für die kontinuierliche Überwachung und Kontrolle der Projektdurchführung, indem sie einerseits den Fortschritt der finanziellen Daten, der materiellen und verfahrenstechnischen Umsetzung der Investitionen und Reformen und andererseits den Grad der Erreichung der Milestones und Ziele überprüft, sowie alle zusätzlichen Informationen, die für die Berichterstattung an die Europäische Kommission erforderlich sind, über die spezifischen Funktionen des ReGiS IT-Systems, das von dem Zentralen Dienst für PNRR zur Verfügung gestellt wird, oder über andere lokale Systeme, die für den elektronischen Datenaustausch gemäß den technischen und verwaltungstechnischen Anforderungen wie in Artikel 3 Absatz 4 des Dekret des Präsidenten des Ministerrates „Monitoring“ (DPCM Monitoraggio) beschrieben, eingesetzt werden.  Zu diesem Zweck werden dieselben Zentralverwaltungen aufgefordert, für die Projekte in ihrem Zuständigkeitsbereich die Registrierung, Sammlung, Validierung und Übermittlung der Monitoring-Daten, einschließlich der von den Projektträgern gesammelten Daten, der im Rahmen des Nationalen Aufbau- und Resilienzplans gewährten finanziellen Begünstigungen sicherzustellen und die Registrierung, Aufbewahrung, Rückverfolgbarkeit und Zuverlässigkeit der beobachteten Daten zu gewährleisten.  
Die Mitteilung der Daten ist erforderlich unter Bezugnahme auf die in den Artikeln 38, 46 und 47 des Dekretes des Präsidenten der Republik Nr. 445/2000 festgelegten Modalitäten für die Erfüllung der gesetzlichen Verpflichtungen wie in den Rechtsvorschriften auf Landes-, Staats-, und EU- Ebene vorgesehenen, sowie für die Einreichung von Bewerbungsanträgen zur Ermittlung der ausführenden Parteien für die Umsetzung der im Aufruf Nr. 1 des GOL-Programms genannten Maßnahmenwege. Die Nichtmitteilung der personenbezogenen Daten führt dazu, dass die Teilnahme an dem oben genannten Aufruf nicht möglich ist.
Arten von mitgeteilten Daten 
Um die oben beschriebenen Auflagen zu erfüllen, sind die Projektträger aufgefordert, eine ständige und vollständige Datenerfassung zu den finanzierten Projekten durchzuführen und dabei die Informationen zu erfassen, die im Mindestsatz der zu erfassenden, zu speichernden und zu übermittelnden finanziellen, materiellen und verfahrensbezogenen Durchführungsdaten enthalten sind, die im Einheitlichen Protokoll zur Datenübermittlung (Protocollo Unico di Colloquio PUC) Version 2.2 vom November 2020 in geltender Fassung genannt sind, auf die im Rundschreiben Nr. 18 des Ministeriums für Wirtschaft und Finanzen vom 30. April 2014 Bezug genommen wird, das auf der Grundlage der Besonderheiten in der Umsetzung des PNRR überarbeitet und durch ein spezifisches Rundschreiben des Zentralen Dienstes für PNRR mitgeteilt wurde.  
In einer nicht erschöpfenden Liste sind hier die wichtigsten zu erfassenden Informationen aufgeführt:  
· Projektstammdaten und identifizierende Klassifizierungen wie CUP, CIG, Projektkennung, Verweise auf die jeweilige Mission/Komponente/Maßnahme, Kennung des Projektträgers, Art des Projekts, Standort; 
· Daten zu den an der Durchführung beteiligten Subjekten, z. B. Projektträger, ausführende Parteien, Begünstigte, einschließlich Steuernummer und/oder MwSt.-Nummer;
· Finanzdaten, z. B. finanzierte Beträge, sonstige Finanzierungsquellen, wirtschaftlicher Rahmen und relevante Ausgabenposten, buchhalterische Verpflichtungen, rechtsverbindliche Verpflichtungen, Ausgaben, Zahlungen, Wiedereinziehungen, ausgezahlte Transfers;
· Verfahrenstechnische Daten, wie Zeitplan und Schritte im Zusammenhang mit den verschiedenen Ausschreibungsverfahren (z. B. Vergabe von Bauleistungen, Kauf von Waren und Dienstleistungen) mit Angabe des jeweiligen zeitlichen Ablaufs und der Ausgabenposten; 
· Materielle Daten (geplant und realisiert) wie Output-Indikatoren (erzielte Fortschritte) und Outcome-Indikatoren (erzielte Wirkungen) durch die Nutzung eines spezifischen Satzes von Indikatoren und die Sammlung und Katalogisierung von Belegunterlagen; 
· Grad der Erreichung von Milestones und Zielvorgaben für Interventionen, die zu deren Erreichung beitragen; 
· Daten zur vierteljährlichen Aktualisierung der Analyse der Abweichungen für jede im Plan vorgesehene Milestone und Zielvorgabe (M&T);  
· Elemente, die für die Überprüfung des Beitrags zum digitalen Ziel und zum Ziel der Eindämmung des Klimawandels nützlich sind; 
· Elemente, die für die Überprüfung der Erfüllung der Anforderung "Do No Significant Harm (DNSH)" nützlich sind; 
· Dokumente und Nachweise über den Fortschritt der Projektdurchführung. 
	Für die PNRR-Maßnahmen zuständige Zentralverwaltungen
Ministerien und Strukturen des Präsidiums des Ministerrates, die für die Umsetzung der im PNRR vorgesehenen Reformen und Investitionen (d. h. der Maßnahmen) verantwortlich sind.
Projektträger
Öffentliche oder private Einrichtung, die für die Umsetzung der durch das PNRR finanzierten Maßnahme/des Projekts verantwortlich ist.
Zentralverwaltungen, Regionen, autonome Provinzen von Trient und Bozen und lokale Behörden, denen auf der Grundlage der institutionellen Zuständigkeiten und unter Berücksichtigung des Referenzsektors und der Art der Maßnahme die Umsetzung der einzelnen im Rahmen des PNRR finanzierten Projekte übertragen wird.
Ausführende Partei
Subjekt und/oder Wirtschaftsteilnehmer in verschiedenen Funktionen, der an der Durchführung des Projekts beteiligt ist (z. B. Lieferant von Waren und Dienstleistungen/Ausführender von Arbeiten) und vom Projektträger unter Einhaltung der geltenden gemeinschaftlichen und nationalen Rechtsvorschriften (z. B. über das öffentliche Auftragswesen) bestimmt werden.
Begünstigte/r
Endbegünstigter der Mittel (z. B. Unternehmen, Einzelperson, Familie, öffentliche Verwaltung usw.).


 
3. Datenverarbeiter 
Die Autonome Provinz Bozen, Landhaus 1, Silvius-Magnago-Platz 1, 39100 Bozen, E-Mail: direzionegenerale@provincia.bz.it PEC: generaldirektion.direzionegenerale@pec.prov.bz.it, ist der Verantwortliche für die Verarbeitung der personenbezogenen Daten, die von den Personen zur Verfügung gestellt werden, die in unterschiedlicher Weise an den Initiativen im Zusammenhang mit dem GOL-Programm, das im Rahmen des Nationalen Aufbau- und Resilienzplans finanziert wird, beteiligt und/oder interessiert sind.  
Die Kontaktangaben des Datenschutzbeauftragten lauten wie folgt: Autonome Provinz Bozen, Gebäude 1, Organisationsbüro, Piazza Silvius Magnago 1, 39100 Bozen; E-Mail: dsb@provincia.bz.it; PEC: rpd_dsb@pec.prov.bz.it. 
Weitere Informationen finden Sie auf der institutionellen Seite: https://www.provincia.bz.it/de/privacy.asp
Personenbezogene Daten, die von den betroffenen Personen zur Verfügung gestellt werden, können von Mitarbeitern verarbeitet werden, die eigens oder gelegentlich ermächtigt und auf der Grundlage spezifischer Vorgaben hinsichtlich der Zwecke und Methoden der Verarbeitung angewiesen sind, sowie von Unternehmen, Einrichtungen oder Personen, die als Auftragsverarbeiter gemäß Artikel 28 der DSGVO (Datenschutz-Grundgesetz) benannt wurden und die im Auftrag des Verantwortlichen spezifische Dienste der Verarbeitung oder damit zusammenhängende, instrumentelle oder unterstützende Tätigkeiten erbringen und dabei alle technischen und organisatorischen Maßnahmen ergreifen, die geeignet sind, die gesetzlich anerkannten Rechte, Freiheiten und berechtigten Interessen der betroffenen Personen zu schützen, sowie von Personen, die mit der Bereitstellung von IT-Lösungen für Aktivitäten der Website-Entwicklung und Wartung beauftragt sind.  
Die betroffene Person kann Zugang zu den sie betreffenden personenbezogenen Daten, deren Berichtigung, Ergänzung oder gegebenenfalls Löschung oder Einschränkung der Verarbeitung verlangen oder sich ihrer Verarbeitung widersetzen. Sie hat das Recht, gemäß Artikel 77 der Verordnung (EU) 2016/679 eine Beschwerde bei der Datenschutzbehörde oder einer anderen zuständigen europäischen Aufsichtsbehörde einzureichen.
4. Art der Verarbeitung und Umfang der Weitergabe der übermittelten Daten
Die personenbezogenen Daten werden nach den Grundsätzen der Rechtmäßigkeit, Verarbeitung nach Treu und Glauben und Transparenz verarbeitet und mit Hilfe von Systemen und Instrumenten, einschließlich elektronischer Systeme, erfasst und gespeichert, die geeignet sind, ihre Sicherheit und Vertraulichkeit gemäß den in den geltenden Gesetzen und Verordnungen vorgesehenen Modalitäten zu gewährleisten. 
Personenbezogene Daten können zu institutionellen Zwecken an Personen weitergegeben werden, gegenüber welchen die Mitteilung und/oder Offenlegung in Gesetzen, Verordnungen oder EU-Rechtsvorschriften vorgesehen ist, oder an öffentliche Einrichtungen und Kontrollorgane zur Erfüllung ihrer institutionellen Aufgaben wie die Europäische Kommission und andere Einrichtungen und/oder Behörden mit Kontroll-, Rechnungslegungs-, Verwaltungs- und Überprüfungsaufgaben (z. B. Banken, Audit Unit, ANAC, GdF, OLAF, Europäischer Rechnungshof-ECA, Europäische Staatsanwaltschaft-EPPO usw.).
	Verordnung (EU) 2021/241 
Art. 22 "Schutz der finanziellen Interessen der Union". 

Absatz (2)(d) 
„zum Zwecke der Prüfung und Kontrolle der Verwendung der Mittel und der Bereitstellung diesbezüglicher vergleichbarer Angaben im Zusammenhang mit den Maßnahmen zur Durchführung von Reformen und Investitions vorhaben Daten der folgenden standardisierten Kategorien zu erheben und den Zugang zu ihnen sicherzustellen:

Name des Endempfängers der Mittel; 

Name von Auftragnehmer und Unterauftragnehmer, wenn der Endempfänger ein öffentlicher Auftraggeber im Sinne des Unionsrechts oder des nationalen Rechts über die Vergabe öffentlicher Aufträge ist;

Vorname(n), Nachname(n) und Geburtsdatum des wirtschaftlichen Eigentümers oder der wirtschaftlichen Eigentümer des Empfängers der Mittel oder des Auftragnehmers im Sinne von Artikel 3 Nummer 6 der Richtlinie (EU) 2015/849 des Europäischen Parlaments und des Rates (26);

eine Liste etwaiger Maßnahmen zur Durchführung von Reformen und Investitionsvorhaben im Rahmen des Aufbau- und Resilienzplans mit dem Gesamtbetrag der öffentlichen Mittel dieser Maßnahmen und unter Angabe des Betrags der aus der Fazilität und anderen Unionsfonds gezahlten Mittel; 

Absatz 3)  
„Personenbezogene Daten gemäß Absatz 2 Buchstabe d des vorliegenden Artikels werden von den Mitgliedstaaten und der Kommission nur für den Zweck und die entsprechende Dauer der Prüfungen und Kontrollen zur Entlastung bezüglich der Verwendung von Mitteln im Zusammenhang mit der Durchführung der Vereinbarungen gemäß Artikel 15 Absatz 2 und Artikel 23 Absatz 1 verarbeitet. Im Rahmen des Verfahrens zur Entlastung der Kommission gemäß Artikel 319 AEUV wird über die Fazilität als Teil der integrierten Rechnungslegungs- und Rechenschaftsberichte gemäß Artikel 247 der Haushaltsordnung und insbesondere gesondert in der jährlichen Management- und Leistungsbilanz Bericht erstattet.“


 
5. Rechtsgrundlage der Verarbeitung 

Die Rechtmäßigkeit der Verarbeitung personenbezogener Daten beruht
(i) gemäß Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe b der DSGVO auf der Erfüllung eines Vertrags, dessen Vertragspartei die betroffene Person ist, oder auf vorvertraglicher Maßnahmen, die auf Anfrage der betroffenen Person erfolgen (z. B. bei der Verwaltung operativer Tätigkeiten, die darauf abzielen, die mögliche Auszahlung von Beiträgen zu gewährleisten, oder zum Zwecke der Verwaltung von Verwaltungs-, Buchhaltungs- und Steuerverfahren); 
(ii) gemäß Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe c der DSGVO auf der Erfüllung einer rechtlichen Verpflichtung, der die Verwaltung unterliegt (z. B. in der Phase der Verwaltung der vorbereitenden Tätigkeit oder in der Phase der Übermittlung von Daten in Erfüllung der allgemeinen Transparenzverpflichtungen);
(iii) gemäß Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe e) der DSGVO und Artikel 2-sexies des Datenschutzkodexes auf der Wahrnehmung von Aufgaben von öffentlichem Interesse oder in jedem Fall im Rahmen der Ausübung öffentlicher Gewalt, die dem Verantwortlichen übertragen wurde (z. B. bei der Durchführung von Überwachungs-, Analyse- und Untersuchungstätigkeiten sowie bei der Durchführung von Kommunikations- und Werbemaßnahmen im Zusammenhang mit der institutionellen Tätigkeit). 
	Gesetzesvertretenden Dekret 196/2003 in geltender Fassung, Art. 2-sexies - Aus Gründen eines relevanten öffentlichen Interesses erforderliche Verarbeitung besonderer Kategorien personen- bezogener Daten: 
Als relevant gilt das öffentliche Interesse bei Verarbeitungen, die von Personen durchgeführt werden, welche Aufgaben im öffentlichen Interesse oder in Ausübung öffentlicher Gewalt in folgenden Bereichen wahrnehmen:
m) Gewährung, Auszahlung, Änderung und Widerruf von finanziellen Begünstigungen, Beihilfen, Zuwendungen, anderen Ausschüttungen und Berechtigungen.


 
6. Rechtsgrundlage für die Veröffentlichung und Verbreitung im Internet
  
Im Folgenden werden einige Veröffentlichungspflichten erläutert, die im Gesetzesvertretenden Dekret Nr. 33/2013 geregelt sind, unter Berücksichtigung der wichtigsten Änderungen und Ergänzungen durch das Gesetzesvertretende Dekret Nr. 97/2016. 

Gemäß Artikel 26 des Gesetzesvertretenden Dekret Nr. 33 vom 14. März 2013 (geändert durch Artikel 23 des Gesetzesvertretenden Dekret Nr. 97/2016) sind die öffentlichen Verwaltungen verpflichtet, die Akte über die Gewährung von Subventionen, Beiträgen, Zuschüssen und die Zuerkennung wirtschaftlicher Vergünstigungen an Personen und öffentliche bzw. private Körperschaften in Höhe von mehr als eintausend Euro während des Kalenderjahres an denselben Begünstigten zu veröffentlichen. 

Gemäß Absatz 3 desselben Artikels stellt die Veröffentlichung eine rechtliche Voraussetzung für die Wirksamkeit der Maßnahmen dar und muss daher unverzüglich und in jedem Fall vor der Auszahlung der mit der Maßnahme verbundenen Beträge erfolgen. 
 
	Gesetzesvertretendes Dekret Nr. 33 vom 14. März 2013, Art. 26 Pflicht zur Veröffentlichung der Akte betreffend die Gewährung von Subventionen, Beiträgen, Zuschüssen und die Zuerkennung wirtschaftlicher Vergünstigungen an Personen und öffentliche bzw. private Körperschaften (geändert durch Art. 23 des Gesetzesvertretenden Dekrets Nr. 97/2016)
 1.  Die öffentlichen Verwaltungen veröffentlichen die Akte, mit denen im Sinne des Art. 12 des Gesetzes vom 7. August 1990, Nr. 241 die Kriterien und Modalitäten festgelegt werden, an die sich die Verwaltungen bei der Gewährung von Subventionen, Beiträgen, Zuschüssen und finanziellen Unterstützungen sowie für die Zuerkennung wirtschaftlicher Vergünstigungen jeglicher Art an Personen und öffentliche und private Körperschaften halten müssen. 
2.  Die öffentlichen Verwaltungen veröffentlichen die Akte zur Gewährung von Subventionen, Beiträgen, Zuschüssen und finanziellen Unterstützungen an Unternehmen sowie für die Zuerkennung wirtschaftlicher Vergünstigungen jeglicher Art an Personen und öffentliche und private Körperschaften im Sinne des genannten Art. 12 des Gesetzes Nr. 241/1990, die den Betrag von tausend Euro überschreiten.
3. Die Veröffentlichung im Sinne dieses Artikels ist die rechtliche Voraussetzung für die Wirksamkeit der Maßnahmen, mit denen die Gewährung und Zuerkennung eines Gesamtbetrags von über tausend Euro im Laufe des Kalenderjahres an ein und denselben Empfänger verfügt wird. Die von den Kontrollorganen von Amts wegen festgestellte unterlassene, unvollständige oder verspätete Veröffentlichung kann im Sinne des Art. 30 des gesetzesvertretenden Dekrets vom 2. Juli 2010, Nr. 104 auch vom Empfänger der Gewährung oder Zuerkennung bzw. von jedem, der ein rechtliches Interesse daran hat, auch zwecks Schadenersatz wegen Verspätung seitens der Verwaltung festgestellt werden.
4. Die Veröffentlichung der Identifizierungsdaten der natürlichen Personen, an welche die in diesem Artikel vorgesehenen Maßnahmen gerichtet sind, ist ausgeschlossen, wenn aus diesen Daten Informationen über den Gesundheitszustand oder über soziale bzw. wirtschaftliche Notsituationen der Betroffenen abgeleitet werden können.



7. Veröffentlichung zusätzlicher personenbezogener Daten  
Die Verwaltungen können in einer Logik der völligen Öffnung nach außen "weitere Daten" veröffentlichen, die über die in spezifischen Rechtsvorschriften ausdrücklich angegebenen und erforderlichen Daten hinausgehen. Ihre Veröffentlichung ist im Gesetz 190/2012 (Art. 1, Komma 9, Buchstabe f) und in Art. 7-bis, Komma 3 desselben Gesetzesvertretenden Dekrets 33/2013 vorgesehen, in dem festgelegt ist, dass die öffentlichen Verwaltungen die Veröffentlichung von Daten, Informationen und Dokumenten auf ihrer institutionellen Website vorsehen können, auch wenn keine spezifische Gesetzes- oder Verordnungsvorschrift vorliegt, und zwar unter Angabe der eventuell vorhandenen personenbezogenen Daten in anonymer Form. 
8. Aufbewahrungsfrist der Daten 
Um eine korrekte und transparente Verarbeitung zu gewährleisten, werden die Daten nur so lange aufbewahrt, wie es für die Zwecke, für die sie erhoben wurden, oder für die spätere Verarbeitung unter Einhaltung der gesetzlichen Verpflichtungen erforderlich ist. 
9. Ort der Verarbeitung 
Die Verarbeitung und Speicherung der Daten erfolgen in der Autonomen Provinz Bozen.
Es werden besondere Sicherheitsvorkehrungen getroffen, um den Verlust von Daten, die unrechtmäßige oder unkorrekte Verwendung und unbefugte Zugriff zu verhindern.
======



Erklärung über die Kenntnisnahme des Informationsschreibens über die Mitteilung und Verarbeitung personenbezogener Daten
Jeder einzelne Projekteinreicher bzw. das federführende Unternehmen und jeder Partner im Falle eines Bewerbungs- und Finanzierungsansuchens in Form einer Partnerschaft muss die folgende Erklärung ausfüllen. 

Der/Die Unterfertigte
[bookmark: Text1]Vorname       
[bookmark: Text2]Nachname       
[bookmark: Text3]geboren in  PLZ und Ort     
[bookmark: Text4]am       
[bookmark: Text5]Steuernummer       
wohnhaft in  PLZ und Ort    
[bookmark: Text7]Adresse      

gesetzlicher Vertreter von  Firmenname eingeben      
mit Sitz in  PLZ und Ort    
Adresse      
Steuernummer       
MwSt.-Nummer      

in der Funktion als: (bitte nur die zutreffende Option ankreuzen)
☐ Einzelner Projekteinreicher
☐ Projekteinreicher – federführendes Unternehmen
☐ Projekteinreicher – Partner


nach Kenntnisnahme der Informationen, die der für die Datenverarbeitung Verantwortliche gemäß Artikel 13 des Gesetzesvertretenden Dekrets 196/2003 und den Artikeln 13-14 der Datenschutz-Grundverordnung zur Verfügung gestellt hat, durch Lektüre des Dokuments "Information über die Mitteilung und Verarbeitung von Daten und die Veröffentlichung von als nicht sensibel eingestuften Elementen auf institutionellen und öffentlich einsehbaren Websites“, das auf der institutionellen Website der Einrichtung/Verwaltung veröffentlicht wurde 
ERKLÄRT
dass er/sie angemessen über die Verarbeitung der eigenen personenbezogenen Daten zu den im Informationsschreiben angegebenen Zwecken informiert worden ist.

Ort      
Datum       
digital unterzeichnet 
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